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Verkündet

am 40 Juni 1964

I m N a m c n d e s V o l k e s

In Sachen ‘

hat der 6° Senat des Bundessozialgeriehts

auf die mündliche Verhandlung vom 4, Juni 1964,

an der mitgewirkt haben

V
Senatspräsident Frei. Dr° B o g s

als Vorsitzender,

die Bundesrichter Dro L a n g k e i t und

Dr° K a i s e r -‘

sowie die Bundessozialrichter Dr„ Estenfeld und

Dr° Settgast
als ehrenamtliche Richter,
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für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Nordrhein—Westfalen vom 120 September 1961 wird

zurückgewiesen°

Die Beteiligten haben einander außergeriehtliehe Kosten

des Rovisionsverfahrens nicht zu erstatteno ‘ 4 '

Von Rechts wegen°

Der Kläger ist seit 1946 als praktischer Arzt in Dortnund

niedergelassen° Er ist als Kassenarzt zugelassen° In den
Jahren 1946, 1951 und 1958 hatte er sich vergeblich bei

der beklagten Ruhrknappschaft um die Bestellung zum Knapp—

sehaftsarzt bemühte

Mit Schreiben vom 100 Mai 1960 hatte sich der Kläger erneut

um "Zulassung als Knappsehaftsarzt" beworben° Bei einer

Vorspraehe im Juni 1960 bei der Geschäftsführung der be—

klagten Ruhrknappschaft war ihm zugesichert werden‚ seine

Bewerbung würde bei der demnächst stattfindenden Neubeset—

zung eines frei gewordenen Knappsehaftsarztbezirks in Dort—

mund—Dorstfeld zur Wahl gestellt werden° Mit Schreiben ven

500 Juli 1960 teilte ihm die Geschäftsführung der beklagten

Ruhrknappsehaft mit, die Wahl des Vorstands sei auf einen

anderen Bewerber gefallen° Der Kläger sah dieses Schreiben

nicht als Erledigung seines Antrages vom 10° Mai 1960 an
und bat mit Schreiben vom 300 September 1960 um einen rechte
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mittelfähigen Bescheido Die Geschäftsführung der Ruhr—

knappschaft erwiderte mit Schreiben von 12° Oktober 1960,

durch das Kassenarzt—Urteil des Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) vom 23. März 1960 (BVerfG 11, 30) sei die Sender—

stellung der Knappschaft, ihr Verhältnis zu den Ärzten in

eigener Zuständigkeit zu regeln, nicht berührt; gegen die

Entscheidung des Knappschafts—Vorstands über die Besetzung

von Knappschaftsarztstellen sei ein Rechtsmittel nicht

gegebeno ‘ '

Mit der Klage vor dem Sozialgericht (SG) hat der Kläger‘

geltend gemacht, er habe als niedergelassener Arzt, der

für die Tätigkeit eines Knappschaftsarztes voll geeignet

sei, einen Ansrruch auf Zulassung zu dieser Tätigkeitc

Seine Eignung hierfür werde durch seine Betätigung als

Kassenarzt nicht in Frage gestellt, da seine Arbeitskraft

durch seine — unterdurchschnittliche - Kassenpraxis nicht

voll in Anspruch genommen sei° Die ablehncndcn Erklärun«

gcn der beklagten Ruhrknappschaft vom 30° Juli und 120 Ok—

tober 1960 stellten Verwaltungsak 0 dar, Er hat beantragt,

die genannten Verwaltungsaktc auf2uhebcn und

4
‚ die Beklagte zu verpflichten, ihn als Sprengel—'

arzt in Dortmund—Dorstfeld zuzulasscn°

Die beklagte Ruhrknappsehaft hat beantragt,

die Klage abzuweiseno

Nach ihrer Auffassung ist das zwischen ihr und den Knapp—

schaftsürzten bestehende Rechtsverhältnis bürgerlich—

rechtlicher Art; für hieraus entstandene Streitigkeiten

sei der Sozialrechtsweg nicht gegebeno 1
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Das SG hat — in der Besetzung mit je einem Sozialrichter

aus den Kreisen der Krankenkassen und der Kassenärzte —
die Klage wegen Unzulässigkeit des Rechtswegs abgewiesen

(Urteil vom 200 Januar 1961)°

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt mit

dem Antrag,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

die Beklagte zu verurteilen, ihn zur

. knappschaftlichcn Versorgung zuzulassen;

Er ist der Meinung, daß es sich entgegen der Auffassung

des SC um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit in An—

gelegenheiten der Sozialversicherung handele, so daß der

Sozialrechtsweg gegeben sei,

Das Ländessozialgerieht (LSG) hat die Berufung des Klägers

zurückgewiesen; die Revision wurde zugelassen (Urteil vom

12„ September 1961), Es hat in der Besetzung mit je einem

Landessozialriehter aus den Kreisen der Krankenkassen und

der Kassenärztc entschiedeno Nach Auffassung des LSG ist

der Sozialrechtsweg gegeben, weil der Rechtsstreit eine

öffentlich—rechtliche Angelegenheit der Sozialversieherung

betreffe° Der Kläger wolle weder als Gleichbercchtigtcr

mit der beklagten Ruhrknappschaft einen Vertrag schließen

noch sich auf einen solchen Vertrag stützen; er strebe viel

mehr eine im öffentlichen Recht wurzelnde Rechtsposition

ano Die Klage sei jedoch sachlich unbegrtndet, weil dem

Kläger kein Anspruch auf Teilnahme an der knappschaftlichon

Krankenversichcrung zustche° Die Rechtslage auf dem Gebiet

der Knappschaftsversicherung sei mit der im Kassenarztrceht,

das einem Arzt bei Erfüllung bestinmter Voraussetzungen eirc

Anspruch auf Zulassung einräume, nicht vergleichbar[) Das

BVerfG habe bei seinem Urteil von 23° März 1960 entseheidenc

_5_.
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‘ _ ‚ 1 . \ .‚
darauf abgestellt, daß angesichts des hohen Anteils der in

der gesetzlichen Krankenversicherung (KrV) Versicherten an

der Gesamtbevölkerung einem niedergelassenen Arzt die sinn—

volle Ausübung des Arztberufs nur noch möglich sei, wenn

er Zugang zur ärztlichen Versorgung dieser Versicherten habe°

Bei einem Verhältnis von 20 1/2 Mill° Pflichtmitgliedern der

RVG—Kassen (% 225 der Heichsversicherungsordnung —RVO—)zu
rd° 1,4 Mill() Fflichtmitgliedern der knappschaftlichcn KrV

habe die Betätigung als Knappsehafts «arzt jedoch für die Aus—

übung des Arztberufs nicht die gleiche Bedeutung wie die als

Kasscnerzt Zwar sei es möglich, daß der Anteil der Knapp—

sehe ftsvers icherten in der Gegend, in der sich der Kläger

niedergelas sen habe, bee cnders hech sei Dcch korme es in

diesem Zusermenhe ng nicht auf die persönlichen Verhältnisse

des Klägers, sendern auf die allgemeine Situation an" Daß

die Kna;;sehaftsärztc als Kassenärzte zugelassen würden, ”

aber nicht um°ekChrt die Kassenärzte als Knappechaftsärzte,

rstoße nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz (Art„ 3

Abs, 1 des Grundgesetzes — GG —), weil die genannten Ärzte—

grup;en verschiedenen Ordnungssystemen angehörten° Der

Knap.sehaftsarzt stehe in einem Dienstverhältnis zur Knapp—

sehaft; der Kasse arzt sei durch die Mitgliedschaft bei einer

Kassenärztlichen Vereinigung in eine öffentlich—rechtliche

Ordnung eingegliedert,
LZ ‘

GegendiesesUrteil hat der KlägerRevisioneingelegt mit}
dem Antrag, “

die
Urteile

des LSG und des SG aufzuhebcn
und

die beklagte Ruhrknappsehaft zu verurteilcn,

den Kläger zur knappschaftlichen Versorgung 21 ‘
zuzulassenol ‘„„j

. 'e _ _
li **

‚ >

‚"

Der Kläger hat gerügt, @ 105 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

sei verletzt, weil das LSG sich bei den von ihm im angefoch—

tenen Urteil verwertetcn Zahlen über die Pflichtmitglieder

«

\",
‘
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x

bei den EVO—Kassen und Knappschaften mit Angaben aus den

“Arbeits— und sozialstatistischen Mitteilungen 1960" be—

gnügt habe; es hätte ein Sachverständigengutachten einge—

holt werden müsseno\ In sachlich—rechtlicher Hinsicht macht

der Kläger geltend9 das Sprengelarztsystem der Knappschuf—

ten sei eine Zulassungsregelungy ähnlich der in 55 368 ff

RVOQ ?enn für jeden Sprengel nur sehr beschränkt Knapp—

schaftsärzte zugelassen würden‚ so sei das der Sache nach

nichts anderes, als wenn die Zulassung von einer Verhaltnisw

zahl abhängig gemacht werdeo Dieses Sprengelarztsystcm sei

mit Art° 12 Abs° 1 GG unvereinbar° Die den Knappschaften

in @ 204 des Reichsknappsehaftsgesctzes (EKG) erteilte Er—
mächtigung9 ihr Verhältnis zu den Ärzten in eigener Zustän—

digkeit nach den örtlichen Verhältnissen zu regeln9 sei' .

nicht unbeschränkt zu verstehen, sondern enthalte die vom

BVerfG in seiner Entscheidung vom 230 März 1960 festgestellw

ten Beschränkungen° Der Knappschaftsarzt sei freiberuflich

tätig° Diese Berufsausübung werde dem kläger unter Verlet-

zung seines Grundrechts auf freie Berufsausübung verwehrt9

wenn er nicht als Knappsehaftsarzt zugelassen werdeo Zu

Unrecht habe das LSG in diesem Zusammenhang auf allgemein

in der Bundesrepublik geltende Zahlcnverhältnisse abgestellt;

es komme vielmehr auf die Verhältnisse im Bereich der be—

klagten Ruhrkhappschaft oder im Niederlassungsbereich des

Klägers ano Ferner verstoße die Versegung der Zulassung zur

knappschaftsärztlichen Versorgung gegen den allgemeinen

Gleichheitssatz (Arto 3 Abs„ 1 GG); denn die unterschied—
liche Behandlung der Ärzte in der Zulassung zur knapp—

schaftsärztliehen oder kassenärztlichen Versorgung sei nicht

dur‘h sachliche Erwägungen gerechtfertigto
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Die beklagte Ruhrknappschaft hat beantragt9

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an den Senat für Angelegenheiten der Knappschafts-

versicherung des LSG zurückzuverweisen, '
>Äs_ ‚

hilfsweise,
(

«' '
___1

die Revision zürückzuiveisen°

Sie hat gerügt, zu Unrecht habe das LSG den Rechtsstreit als

Angelegenheit des Kassenarztrechts angesehen und die Zustän—

digkeit des Kassenarztscnats angenommene In Wahrheit ver—

folge der Kläger das Ziel, als Sprengclarzt angestellt zu

werden„ Dieser Anspruch habe aber allein seine Grundlage

in 5 204 EKG und berühre nicht das Kasscnarztrecht i„Sg de

RVO (55 368 ff EVO)° Mit den Beziehungen zwischen Ärzten

und Krankenkassen, die 5 51 Abs„ 2 SGG als Angelegenheit des

Kassenarztrechts bezeichne, seien nur die Beziehungen zu den

in 5 225 RVO genannten Kassen gemeint° Selbst wenn man aber

Ersatzkasscn hierzu rechne, könne das gleiche nicht für die

Knappschaften gelten° Wären die Kasscnarztsenatc für die

Entscheidung des Rechtsstreits zuständig, so könnten weder
Knappschaftsärzte ncch Vertreter der Knappschaftcn als ehren—

amtliche Beisitzcr an der Entscheidung mitwirken; es wären

. demnach Personen von der Urteilsfindung ausgeschlossen, die

besonders berufen wären, über das Wesen der knappschaftlichen

Versicherung Aufschluß zu geben„ Deshalb sei der Knappschafts—

scnat des LSG zuständig gewesen° Für das Bundessozialgericht

(BSG) gelte das gleiche„ "

Ferner habe das LSG zu Unrecht angenommen, für den vorliegen—

den Rechtsstreit sei der Sozialrechtsweg gegebene Der Kläger

begehrc den Abschluß eines Dienstvertrages nach 55 611 ff

des Bürgerlichen Gesetzbuchcs (BGB)° Es handele sich somit

nicht um eine öffentlich—rechtliche Streitigkcit LS0 des

5 51 Abs„ 1 see°
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Auf jeden Fall sei die zusammengefaßte Anfechtungs— und

Verpflichtungsklage unbegründet° Die Beklagte sei nicht

verpflichtet, jeden zur Behandlung von Knappschaftsver-

sicherten bereiten Arzt als Sprengelarzt anzustelleno Der

Gesetzgeber habe wegen der Sonderstellung des Bergbaus be—

wußt davon abgesehen, den Knappschaften ein System der

ärztlichen Versorgung nach Art des Kassenarztrechts auf—

zuzwingen° Die Knappschaftcn seien nach 5 204 EKG berech—

tigt, ein freies Ermessen bei der Anstellung der S;rengel—

ärzte obwalten zu lassen° Daß die beklagte Ruhrknap„—

schaft dem Kläger gegenüber ihr Ermessen mißbraueht habe,

sei von diesem selbst nicht behauptet werden, — Daß die

Beklagte nicht mit dem Kläger, sondern mit einem anderen

Arzt in ein Vertragsverhültnis getreten sei, verletze nicht

seine Grundrechte aus Art° 12 oder Art° 3 Abs° 1 GG, Nur

ein kleiner Teil der niedergelassenen Ärzte (in Dortmund

von 465 niedergelassenen Ärzten 97) sei als Sprengelärzte
verpflichtet, Die freiberufliche Ietätigungemöglickkeit

der niedergelassenen Ärzte würde demnach nur geringfügig

erweitert werden, wenn man grundsätzlich alle niedergelas—

senen Ärzte auch zur knappschaftsürztlichcn Versorgung zu—

ließe° Ein niedergelassener Arzt könne somit sehr wohl

seinen Beruf erfolgreich ausüben, auch wenn er an der ärzt—

lichen Versorgung der Knappschaftsversicherten nicht te—

teiligt sei° Deshalb werde die Freiheit der Berufswahl

durch das von der Beklagten praktizierte Sprengelarztsystcr

nicht beeinträchtigt, Der allgemeine Gleichheitssatz wer—

de hierdureh gleichfalls nicht verletzt, da die rechtliche

Stellung der Kassenärztc und der Sprengelärzte nicht ver—

gleichbar seien: Der Kassenarzt stehe zur Kassenärztlichen

Vereinigung in einem mitgliedschaftsrcchtlichen Verhältnis

der Über— und Unterordnung, während die Sprengelärzte un-

mittelbar mit dem Versicherungsträgcr durch privaten Dienst—

vertrag als gleichberechtigte Partner verbunden‘seien0

_9_.
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Die beigeladencn Landesverbände der Krankenkassen und die

beigeladene Kassenärztliche Vereinigung Westfalen—Lippe

haben von einer Stellungnahme abgesehen.,

II

Der erkennende Senat ist — wie die Vorinstanzen —
davon ausgegangen, daß der vorliegende Rechtsstreit

eine "lass;essabeii-éssjssssaarzirssbis" (@40 Satz
2 ECO; vgl° auch @ 10 Abs° 2, $ 31 Abso 2 SGG) betriffto

Was in diesem Sinne als "Angelegenheit des Kassenarzt—

hts" anzusehen ist, richtet sich nach 5 51 Abs, 2

Satz 1 SCC, wie sich aus der im Klanmerzusatz des 5 10

2 SCG enthaltenen Verweisung auf diese Vorschrift

ergibt° Hiernach sind Angelegenheiten des Kassenarzt—

rechts alle Angelegenheiten, die auf Grund der Be—

H (') O

ziehungen zwisehen Ärzten, Zahnärzten und Krankenkassen

im Rechtsweg zu entscheiden sind()

Eine solche Beziehung zwischen Ärzten und Krankenkassen

betrifft der "vom Kläger erhobene Anspruch" (@ 123 SCG)°

Der Kläger will von der beklagten Knappschaft zur knapp—

sehaftsärztlichen Versorgung zugelassen werden, und zwar

in Erfüllung eines Anspruchs, den er gegenüber der te—

klagten Ruhrknappsehaft i.S° der Ausführungen des BVerfG

in seiner Entscheidung vom 23, März 1960 (BVerfG 11, 30)

in grundsätzlich gleicher Art wie ein Arzt auf die Zu—

lassung als Kassenarzt zu haben meint° Der Zuordnung

einer solchen Beziehung zum Bereich der Angelegenheiten

des Kassenarztrechts steht nicht entgegen, daß das Gesetz

die Beziehungen zwischen Ärzten und Krankenkassen schlag—

wortsüßig mit dem Begriff “Kassensrztrecht” gekennzeich-

net hat„ Damit ist nur der Hauptfall der in Frage kom—

menden Beziehungen hervorgehoben, aber nicht der Gesamt—

inhalt des Iereichs wiedergegeben, der die auf Grund der

‚‘1
'1:
m

..10.
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Beziehungen zwischen Ärzten und Krankenkassen im Rechtsweg

zu entscheidenden Angelegenheiten betrifft° Hierzu ge—
hören vielmehr alle Angelegenheiten, die die Eingliederung

von Ärzten in das jeweilige System ärztlicher Versorgung

von Versicherten zum Gegenstand haben, die den Kranken—

kassen als Trägern der gesetzlichen KrV kraft Gesetzes auf-

erlegt isto Hätte der Gesetzgeber den in 5 51 Abso 2 Satz

1 SGG verwandten Begriff der "Krankenkassen" nicht in die-

sem umfassenden Sinn verstanden9 sondern auf die in 5 225

RVO genannten Krankenkassen beschränkt wissen wollen‚ so

hätte es nahegelegeny dies — wie an anderer Stelle ge—

schehen (vglo @ 368 Abso 1 Satz 1 EVO) — zum Ausdruck zu
bringen() In diesem Sinne hat daher der erkennende Senat

bereits in seiner Entscheidung vom 300 Oktober 1959 über

die Beteiligung eines Arztes an der Ersatzkassenpraxis als

Vertragsarzt — in Übereinstimmung mit der herrschenden

Meinung in Rechtsprechung und Schrifttum — angenommen

(BSG 11, 1‚ 12 f), ein solcher Rechtsstreit betreffe eine

"Angelegenheit des Kassenarztrechts", obwohl weder Kassen—

ärzte noch Krankenkassen i.So des 5 225 RVO beteiligt wa—

l‘Cll o
(

Ähnlich verhält es sich im vorliegenden Rechtsstreito Die

Knappschaften sind Träger der knappschaftlichen KrV (@ 17

RKG iovom° @ 12 des Knappschaftsversicherungs—Anpassungs—

gesetzes — KnVAG — vom 30° Juli 1949 — WiGBl 202 —)„ Sie

haben die knappschaftliche KrV nach den Vorschriften der

RVO und des RKG durchzuführen (@ 20 EKG), wobei ihnen

nachgelassen ist? ihr Verhältnis zu den Ärzten “nach den

örtlichen Verhältnissen" der Knappschaften zu ordnen (9 204

Abs() 1 Satz 1 RKG)° Aus alledem erhellt9 daß sie in Er—

füllung ihrer gesetzlichen Aufgabe, die knappschaftliche

KrV durchzuführen, "Krankenkassen" in dem gleichen Sinne

sind wie auch die Seekasse9 die eine ähnliche Sonderform

-11-;
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der gesetzlichen KrV (die "See—Krankenversiehcrung")
als

besondere Abteilung unter dem Namen "See—Krankenkasse"

durchführt (@ 476 Abso 1 EVO) und bei der es nicht ums
stritten ist, daß sie als "Krankenkasse" ioSo des 5 51

Abs° 2 SGG anzusehen ist() Daß das gleiche auch für die

Knappschaft gilt, wird auch dadurch bestätigt, daß das

EKG selbst (@ 18) die Bildung "besonderer Krankenkassen"
unter bestinnten Voraussetzungen vorsicht und in diesem

Zusanmenhang die Knappechaft, die für ihren ganzen Bezirk
_

als Trägerin der knappsehaftlichen KrV tätig wird, aus—

drücklich als "Krankenkasse" bezeichnet (@ 18 Abs„ 1)„

Der Revision ist einzuräumen9 daß auch die Knappsohafts—
versicherung von dem vorliegenden Rechtsstreit stark be—

rührt wird° Die für {iesen Rechtsstreit in erster Linie

maßgebliche Vorschrift (@ 204 RKG) gehört dem Recht der
knappschaftlichcn Versicherung ano Indesscn folgt hieraus

nicht, daß der Rechtsstreit von dem für Angelegenheiten

der Knappschaftsvcrsicherung zuständigen Senat (vglo @ 40

Satz 2 SGG) zu entscheiden ist„ So wenig die Einbeziehung

der wesentlichen Vorschriften des Kassenarztrechts (@@568
ff RVG) in das Recht der KrV es ausschlicßt9 daß die An— ]

gelegenheitcn des Kasscnarztrechts nicht von dem für An— 1

gelegenhcitcn der KrV zuständigen Senat, sondern von dem V

eigens für Angelegenheiten des Kassenarztrechts gebildeten

Senat entschieden werden, so wenig kann aus der Tatsache‚

daß die Regelung der knappschaftsärztlichen Versorgung der

Versicherten zum Bereich der knappschaftliehcn KrV gehört,

auf die Zuständigkeit des Senats für Angelegenheiten der

Knappschaftsvcrsicherung geschlossen werden„ Auch hier

gilt vielmehr der Grundsatz der Spezialität, wonach die
nähere Sechbczichung der allgemeinercn vorgchto Deshalb

ist im verliegend0n Fall der Senat für Angelegenheiten

des Kasscnarztrcchts zuständige
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Für die Besetzung des Senats ist weiterhin zu unterscheiden,

ob es sich um eine Angelegenheit des Kassenarztreehts im

engeren Sinne (5 12 Abso 3 Satz 1 i„V.m,5ä 33 Satz 2, 40
Satz 1 SGG) oder um eine Angelegenheit der Kassenärzte (@ 12

Abs° 3 Satz 2 i„v„m„ @@33 Satz 2, 40 Satz 1 sec) handelt,
Da die umstrittene Zulassungsfrege nicht in den Aufgaben—

bereich der kaesenärztlichen Selbstverwaltung fällt (vgl,

hierzu BSG 11, 102, 105), sondern aufs stärkste den Ver—
entwortungsbereich des beteiligten Versieherungsträgers be—

rührt, konmt nicht Satz 2, sondern Satz 1 des 5 12 Abs, 3 860

zur Anwendung0 Der Senat hat daher unter Mitwirkung je eirtf

Bundessozielrichters aus den Kreisen der Krankenkassen und

der Kassenärzte entschieden°

Wie der beklagten Ruhrknappschaft zuzugeben ist, wirken bei

dieser Besetzung Knappseheftsärzte und Vertreter der Knap„—

schaften an der Entscheidung nicht mit° Doch wären diese

Kreise auch bei einer Besetzung des entscheidenden Senats

in dem Sinne, Wie sie die beklagte Ruhrkneppschaft für risi—

tig hält — nämlich der Besetzung für Angelegenheiten der

Knappsehaftsversichorung —‚ nicht beteiligt: In diesem Yello

wären die ehrenamtlichen Beisitzer den Kreisen der Versi—

cherten und der Arbeitgeber zu entnehmen (5 12 Abs° 2 Satz
1 und 2 SGG)„ Damit würden Beisitzer mitwirken, die sich

zwar mit den Verhältnissen im Bergbau gut auskennen, denen

aber die besondere Problematik der mit der ärztlichen Ee—

handlung der Versicherten und ihrer Angehörigen zusammen—
hängenden Fragen nicht vertraut ist° Da aber von den beider

Sachzusemmenhängen, in denen der vorliegende Rechtsstreit

steht — nämlich als Angelegenheit des Kassenarztreehts und
zugleich der Knappsehaftsversieherung — die Sachbeziehung

zum Kassenarztrecht, wie bereits dargelegt, die engere ist,

erscheint es auch der Sache gomäßcr, daß der Senat in der

_ 13 _
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Besetzung mit einem Vertreter aus den Kreisen der

Krankenkassen und der Kassenärzte entscheidcto Daß

der Gesetzgeber in diesem Widerstreit der Interessen

davon abgesehen hat, für die Entscheidung der Ange-

legenheiten des Kassenarztrechts eine weitergehende

Differenzierung in der Besetzung der Kammern und Se—

nate — als in @ 12 Abs„ 3 i„V.m° @ 14 Abso 3 SGG vor—
gesehen — vorzuschrcibcn, und eine verallgemeinernd0,

auf den Hauptfall — nämlich auf die Beteiligung von

Kassenärzten und Krankenkassen — abstellende Regelung

getroffen hat, entspricht der gleiehen Tendenz, die

auch in der globalen Regelung des 5 12 Abs° 2 i.V.m°
@ 14 Abs° 2 ECO über die Besetzung in den "Angelegen—
heiten der Sozialversieherung" ihren Ausdruck ge—

funden hat (vgl" Bogs, Die Sozialgerichtsbarkeit

1964, 1, 2).‚„ ' \"

Die beklagte Ruhrknappschaft hat als Revisionsbeklagte

in erster Linie den Antrag gestellt, das angefochtene

Urteil des LSG aufzuhebcnc Wie die Begrfndung er—

kennenläßt, hält sie zwardas Urteil des LSGim Er—
gebnis für richtig; ihrer Meinung nach hätte das Ur-

teil aber von einem anders besetzten Senat und mit

anderen Gründen erlassen werden müssen° ’ "

Der Antrag der Beklagten ist unzulässig° Ein Rechts—

mittel — Revision oder Anschlußrevision — hat sie

nicht eingelegt, wie sie selbst hervorhebt° Selbst

wenn der Antrag im Rahmen eines solchen Rechtsmittels

gestellt werden wäre, würde er mangels Beschwer der Be—

klagten nicht zulässig sein; denn die beklagte Ruhr—

knappsehaft hat mit der Eestätigung der Klageabweisung

durch das LSG das Prozcßziel erreicht, das sie ange-

strebt hat (vgl° Urteil des BSG vom 29„ April 1964

— 2 RU 67/63 —)„ Erst recht kann sie nicht als bloße
Revisionsbcklagte die Aufhebung des ihr günstigen Urteils

der Vorinstanz beantragen°
{

'W"
— 14 —
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Zu Recht hat das LSG angenommen, daß für den vorlie—

genden Rechtsstreit der Rechtsweg zu den Gerichten der

Sozialgerichtsbarkeit (Sozialrechtsweg) gegeben ist;

denn es handelt sich um eine 9ffgntligh:reghtlighg
Streitigkeit in Angelegenheiten der Sozialversicherung

(@ 51 Abs° 1 see), Daß eine Angelegenheit der Sozial-
vcrsicherung vorliegt, bedarf keiner weiteren Erörte—

rung, nachdem festgestellt ist, daß dieser Rechtsstreit

eine Angelegenheit des Kassenarztrechts betrifft; denn

5 51 Abs, 2 Satz 1 see rechnet solche Streitigkeiten
zu den Angelegenheiten der Sozialversicherung, Hiervon

ist auch das Bundesarbeitsgericht (BAG) in seiner Ent—

scheidung vom 260 Februar 1958 ausgegangen (AP % 69

ArbGG 1953, Nr° 21 Bl, 703 Rücks° mit zustimmender An-

merkung von Pohle)° Das BAG hat jedoch in der von ihm

entsehiedenen Sache — es handelte sich um den Anspruch

der Witwe eines früheren Knappschaftsarztes auf Witwen—
geld auf Grund des Dienstvertrags — den Klageansprueh

nicht als dem öffentlichen Recht entspringend angesehen

und deshalb den Sozialrechtsweg als ausgeschlossen er—

achtet° Dieser Auffassung ist zuzustimmen, Das Dienst—

verhältnis der Knappschaftsärzte zu der beklagten Ruhr-

knappschaft ist durch Dienstverträge zwischen gleich-

berechtigtcn Parteien geregelt, wie es ursprünglich aucl

im Verhältnis der Kassenärzte zu den RVG—Kassen der Fall

war (vgl° zur geschichtlichen Entwicklung Hess in der

Anmerkung zum angefochtenen Urteil, AM 1962, 215, 217
Abschn° I)° Wie der Bundesfinanzhof zutreffend in sei—

nen Entscheidungen vom 5, Juli 1959 (BStBl 1959, Geil
III, 344 = ÄM 1959, 1412) und vom 19, November 1959

(BStBl 1960, Teil III, 88) dargelegt hat — das BAG
brauchte diese Frage in dem oben angeführten Fall nicht

zu entscheiden (vgl, aaO Bl, 705) —, begründen diese
Dienstverträge kein abhängiges BeschäftigungsVerhältnis3
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Trotz ;
ancher hierfür

sprechender Umstände ist doch das

für des Be stehen eines selbständig ausgeübten Dienstver—

hältnisses entscheidende Her]:mel deutlich er1mcrnber, näm—

lich die grundsätzliche Weisungsfreiheit des Knappschafts—

arztes nicht nur bei der ärztlichen Behendlur 5, sondern

allgemein tei der Iurchführung der kne pps c„afts11ztlichcn

Tätigkeit, gepaart nit eig encm wirtsche ftlic}:cn His iko°

lndesscn handelt es sich bei dem Klag‘anspruch dieses

chtsstrcits nicht um Auswirkungen eines Dienstverhält—

niss s bürgerlich—rcchtlicher Arte Wie bereits ausgeführt,

verficht der Xnger einen Ans*ruch auf Zulassung zu krspp—

schaftsir ztlichen Vers r{uhg auf Grund der von ihm eng e—

ncrr..1cn Verpflichtung der tekleg;ten Ruhrknaprsehaft, jeden

geeigneten, behandlungstereitcn nicd ergelessenen Arzt an der

urztlichen Verscrgunc der} Knappe che ftsversicherten und ihrer

An; e?origen zu beteiligen° Hierhei tritt — auch nach Auf—

fassung des Klägers — die Frage, gig die Beklagte einer

solchen Verpflichtung zu genügen hätte, völlig in den Hinter—

grund. Ecrnach wird die rein zivilrechtliche Deutung des

vom Kli„cr gestellten Zulassungsentregs als Angebot zum _}

Abschluß eines Vertrages der Sachlage nicht gerechte Im }

Streit ist vielmehr die vom Kläger behauptete Verpflichtung

der beklagten Ruhrkneppschaft, ihn in einer von der Beklag—

ten noch näher auszrgesteltcnden Weise in ein System knapp—

sche 1tsä■r tlicher Versorgung einzugliedcrn°

Das einer solchen Verpflichtung zugrunde liegende Rechts—

verhä tnis konnte nur öffentlich—rechtlicher Art seinc Wie

auch irmer diese Verpflichtung abgelei tet wird — sei es e‘s

dem gesetzlichen Auftrag zur Durchf‘hrung der }:nsppscha ft—

lichcn KrV (55 17, 20 EKG) oder der Grurercehtsge„ur cn} zeit

der be]wl gten Ruhrlzno ppscheft —, finde sie ihre Grrndlsge '

im öffentlichen Recht° Von der Vorcntschcidung, die die

Verwaltung in Vehrnchmung öffentlicher 1ufga ten und in nm 8—

ubung staatliche r Hoheits gexalt mit dem ihr hierfür zur Vor—

— 16
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fügung stehenden Instrument des Verwaltungsekts trifft,

ist das Durchführungsgeschüft zu trennen, bei dem die Ver—

waltung auf den Boden des Irivatrechts treten kann° Wie
"das Bundesverwaltungsgerieht (BVerwG) mit Recht ausführt

(BVerwG 7, 89, 90 = NJW 1959, 115 mit zustimmender Anmer—

kung vcn Obermaycr), sind diese beiden Stufen des Verwal—

tungshendelns auch dann in ihrer Bedeutung unterschieden,

wenn sie in einer Maßnahme zu einem einheitlichen Lebens—

vorgang verschmelzen sind.) Nach dieser "Zweistufigkeits—
lchre" ‘ ".

‘

(vgl° BVerwG aaO; ferner 295939 Archiv des öffent—
‚lichen Rechts, Bd° 78, 284, 292 ff und Monographie

"Öffentliche Subventicnierung Privater“, 1964, ins—

bcscndere S0 64 ff; K!ÜEEE! Eetriebsberater 1953,
565, 567 und Deutsches Verwaltungsblatt 1955, 380,

585; ■g_mgnn_,Betriebsberater 1953, 865; *_'_e_pggg_in
Bettermenn/Nipperdey/Scheuner, Grundrechte Ed° III/2,

717, 770)
_

'
gehört die primäre Rechtsbeziehung, in der durch Verval—

tungsakt über das "Ob" der von der Verwaltung zu gewähren“

den Maßnahme entschieden wird, dem öffentlichen Keeht, die

nachfolgende Rechtsgestaltung des "Wie" des Erfüllungs—

gcschäfts hingegen dem Irivatrccht an, wenn die Verveltun_

sich hierfür privatrechtlicher Mittel bedient° Diese für

den Rechtsschutz besonders bedeutsame Unterscheidung ist

auch vom Gesetzgeber in neueren Gesetzen auf den Gebieten

der gewährendcn Verwaltung anerkannt (vgl„ etwa @ 102 des

\
Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 270 Juni 1956 — BGBl I 525 —,
der in Abs° 1 den Verwaltungsrechtsweg für die öffentlich—

rechtlichen Streitigkeiten aus dem Gesetz, insbesondere aus

Anträggn_guf Bewilligung öffentlicher Mittel „, und auf
gulgggung eines Betreuungsunternehmens vorsieht, hingegen

den ordentlichen Rechtsweg für Angprpghe_gus den auf Grund
" der Bewilligung öffentlicher Mittel geschlossenen Verträgen

usw, vorschreibt; s° weitere Beispiele bei Ipsen, foent—

liche Subventionierung Privater, S° 65 Anm„99)° Selbst der

.i17-
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Bundesgerichtshof (BGH), der den an eine Krankenkasse ge—
richteten Antrag einer Lieferfirma auf Zulassung zur Be—
lieferung der Mitglieder dieser Krankenkasse mit Heilmit—

tcln als "Angebot zum Abschluß eines bürgerlich—rechtlichen

Vertrags” gewürdigt hat (BGHZ 36, 91, 94), erkennt an, daß

die Vorentscheidung, die ein Träger öffentlicher Verwaltung

in Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe darüber trifft, ob

eine Verwaltungsmaßnahme in privat—rechtlicher Form getrof-

fen werden soll, einen Verwaltungsakt darstellt und somit

dem öffentlichen Recht angehört (BGHZ aaO, 95 f)()

Wie demnach zwischen dem Verwaltungsakt der Bewilligung

öffentlicher Mittel und dem hierauf gestütztcn Darlehn„—

vertrag (BVerwG in NJW 1955, 506) oder der Entscheidung

über den Antrag auf Berücksichtigung bei Einlagerung von

Kohle und dem Lagervertrag selbst (BVerwG 7, 89) zu unter—

scheiden ist, so ist die “Zulassung" eines Arztes zur Be—

handlung von Versicherten von dem privatrechtlichen Dienst—

verhältnis zu trennen, das der zugelassene Arzt mit dem

Versicherungsträger eingeht, wenn solche Verträge nach der

bei diesen Versicherungsträger geltenden Ordnung das Mittel

zur Durchführung der ärztlichen Betreuung der Versicherten

und ihrer Angehörigen sind° In dem früheren Verhältnis

zwischen Kassenärzten und Krankenkassen, das, wie schon

erwähnt, dem noch heute bei der beklagten Ruhrknappschaft

praktizierten System ähnelte, war diese Unterscheidung auch

deutlich erkennbar, 5 7 Abs, 1 der Vertragsordnung vom

30° Dezember 1931 (Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer

Staatsanzeiger 1931 Nr, 305, erste Beilage} bestimmte:

"Durch die Zulassung erwirbt der Arzt das Recht auf Ab—

schluß eines Einzeldienstvertrags"o Damit wurde schon da—

mals der Zweistufigkeit, in der sich die Einbeziehung eines

Arztes in das damalige System kassenärztliehcr Versorgung

abspieltc, und auch dem besonderen Reehtsschutzbcdürfnis

in Zulassungsfragen durch ein öffentlich—rechtlich aus—

—18—'
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gestaltetes Zulassungs— und Rechtsmittelverfahren (vgl°

@@15 ff der Zulassungsordnung vom 300 Dezember 1951 aaO)
‘ I. ' _.

Rechnung getragen„

Demnach handelt es sich im vorliegenden Fall um eine öffent—

lich—rechtliche Streitigkeit, die die Rechtmäßigkeit eines

ablehnenden Verwaltungsakts der beklagten Ruhrknappschaft

und deren Verpflichtung betrifft, den Kläger zur knapp- '

schaftsärztlichen Versorgung zuzulassen° Die zusammenge—

faßte Anfechtungs— und Verpflichtungsklage des Klägers ist

zulässigc

Sie ist jedoch nicht begründet°

Zu Unrecht hat Hess in seiner Anmerkung zum angefochtenen

Urteil (ÄM 1962, 217 Abschno II) aus der Verpflichtung der

Knappsehaften (@ 20 RKG)‚ die knappschaftliche KrV nach den

Vorschriften der RVO und des RKG durchzuführen7 gefolgert,

die Knappschaften müßten, wenn sie an dem System der Be—

stellung von Sprengelärzten festhieltcn‚ den Versicherten

daneben die freie Arztwahl zumindest unter den Kassenärzten

und den an der Kassenpraxis beteiligten Ärzten nach den Vor-

schriften des Kassenarztrechts einräumen° Zwar ist nicht zu

übersehen, daß die Stellung der RVG-Versicherten und ihrer

Angehörigen in der Frage der freien Arztwahl wesentlich

günstiger ist als die der knappschaftlich Versicherten und

ihrer Angehörigen° Kann die erstgenannte Gruppe unter alle}

"nächsterreichbaren" Kassenärzten und beteiligten Ärzten

— bei Übernahme der Mehrkosten auch ohne die Einschränkung

der "Nächsterreichbarkeit" —wählen (@ 368 d Abso 1 und 2
RVG) und wird die Bindung an den gewählten Arzt auf ein

Kalendervierteljahr nur durch eine gelinde Sollvorschrift

gesichert (@ 368 d Abs° 3 BVD), so ist den Knappschafts—
versicherten nur eine Wahl unter jeweils wenigen Sprengel—

ärzten mit einer wesentlich strengeren Bindung an den ge—
wählten Arzt auf ein halbes Jahr möglicho Richtig ist aucbg

_ 19 7
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daß die genannte Vorschrift ebenso wie der nachfolgende

@ 368 e RVG !}; Rechte der Versicherten begründeto In—
dessen verpflichtet 5 20 RKG die Knappsehaftcn nicht zur
uneingeschränktcn Gleichbehandlung der Knappschaftsver—‚

sicherten mit den EVO—Versicherten, sondern läßt Abwei—

chungen naeh dem RKG zu° Zu diesem Sonderreeht der knapp—

sehaftliehen KrV gehört auch 5 204 RKG° Wenn die Knapp—

seheften nach dieser Vorschrift ihr Verhältnis zu den Ärz—

ten "nach den örtlichen Verhältnissen" der Knappsehaften

regeln dürfen, so sind mit der Ermächtigung, die Organi—

saticnsfcrm der knappscheftsärztlichen Versorgung zu be—

stirmen, die damit verbundenen Rückwirkungen auf die

Rechtsstellung der Versicherten, insbesondere die freie

Arztwchl, vom Gesetzgeber in Kauf genommen° Wie es den

Knap;sckaftcn freigestellt ist, die Aufgabe der ärztli—

chen Versorgung der knappsehaftlieh Versicherten und ih—

rer An;ehtrigen auf die Kassenärztlichen Vereinigungen

zu übertragen (vgl° @ 368 n Abs, 1 Satz 4 RVO) — wie auch

bei manchen Knappschaftcn geschehen —‚ so ist es ihnen

andererseits jedenfalls nach 5 204 RKG unbenommen, an dem

überkemmcnen Sprengelarzts'stcm mit den diesem System an—

haftenden Eesckränkungen in der freien Arztwahl fest—

zuhaltenc
} W'

Das gilt auch dann, wenn die Verbfliehttng der Knapp— h‘
schaften, die ärztliche Versorgung ihrer Versicherten

sicherzustellen, unter dem Blickwinkel des Grundrechts

auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art° 2 Abs° ? GG)

geprüft wird. Es kann dabei dehinstehen, ob der Sozial—

versicherte überhaupt aus der Grundrechtsverbürgung in 1

Art. 2 Abs„ 1 GG einen Anspruch auf freie Arztwehl her—

leiten kann° Wie das BVerfG in seiner "Chefarzt—Entschei—

dung" von 230 Juli 1963 (Sozialgerichts erkeit 1963, Son—

derausgabe 5° 22, 27 Abschm v = NJW 1963, 1667) mit Recht
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ausgeführt hat, sind die BVG wie auch die Zulassungs—

ordnungen Bestandteil der verfassungsmäßigen Ordnung;

sie vermögen daher das Grundrecht aus Art° 2 Abs° 1 GG >
einzuschränken° Das gleiche gilt vom Sonderreeht der

knappschaftliehen KrV° Im Rahmen dieser gesetzlichen

Ordnung steht, soweit es um die Versicherungsleistung

der ärztlichen Behandlung geht, im Vordergrund das Recht

des Versicherten auf zweckmäßigc und ausreichende ärzt—

liche Versorgung (Vgl„ @ 20 RKGi.V.m° @ 182 Abs, 2,
5 368 e RVO)° Daneben wird dem Interesse der Versicher—

ten an freier Arztwahl Rechnung getragen, aber doch nur
unter Einschränkungen, die andere für die Sozialversichc—

rung gleichermaßen wichtige Gesichtspunkte, insbesondere

die Wirtschaftlichkeit, berücksichtigen° Sind die Be—

schränkungen der freien Arztwahl für die Knappsehafts—

versicherten und ihre Angehörigen auch relativ groß und

wäre sozialpolitiseh gesehen auch eine Auflockerung in
dieser Richtung denkbar, so erscheinen diese Beschränkun—

gen doch als Ausfluß einer Interessenabwägung, die sich

im Rahmen des gesetzgeberischcn Ermessens hält, ver—
tretbar°

Auch das Grundrecht des Klägers auf freie Berufswahl

(Art, 12 Abs° 1 GG) wird durch das bei der beklagten
Ruhrknappschaft praktizierte Sprengelarztsystem mit sei—

nem strengen Auswahlprinzip nicht verletzt° Die Tätig—

keit des Knappschaftsarztes ist — auch in der Form des

durch Dienstvertrag bestellten Sprengelarztes, wie oben

bereits dargelegt — nur eine besondere Ausübungsform des

Berufs des niedergelassenen,frei prektiziercnden Arztes°

Eine solche Erweiterung der Berufstätigkeit gehört im

al1gemeincn zum Bereich der Berufsausübung, berührt aber

grundsätzlich nicht die Freiheit der Berufswahl° Nur wenn

die Regelung der knappschaftsärztliehcn Versorgung bei der
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beklagten Ruhrknappschaft so stark in die Berufs—

ausübung der niedergelassenen Ärzte eingriffe, daß
sie deren Berufswahl beeinträchtigte,würde die beson—

dere, die Freiheit der Berufswahl siehernde Grund—

rechtsverbürgung in Art° 12 Abs° 1 Satz 1 GG berührt

sein (vgl„ BVerfG im Kassenarzturteil, BVerfG 11, 30,

42 ff und im Chefarztbeeehluß, Sozialgerichtsbarkeit

1963, Sonderausgabe So 22, 25), Eine solche weitrei—

chende Ecdeutung für die Berufsausübung der nicht zur

knappsehaftsärztlichen Versorgung zugelassenen Ärzte

kommt jedoch der Aussehlußwirkung des bei der Beklag—

ten getbten Sprengelarztsystems nicht zu. Zwar ist

an Orten mit einem höheren Anteil an Kneppschaftsver—

sicherten — wie an dem Niederlassungsort des Klägers —
für jeden niedergelassenen Arzt die Frage, ob er zur

Behandlung der Knappsehaftsversicherten und ihrer An—

gehörigen zugelassen wird, von großer wirtschaftlicher

Bedeutung. Wie das LSG zutreffend erwogen hat, kann

es aber bei der Frage, ob ein Arzt durch Versagung der

Zulassung zur knappsehaftsärztliehen Tätigkeit der Mög—

lichkeit beraubt wird, seincn Beruf erfolgreich auszu—

üben, nicht auf die ärztlichen Verhältnisse im Nieder—

lassungsbereich des Arztes ankommen° Würde man die

Entscheidung von der jeweiligen örtlichen Situation ab—

hängig machen, so licfe das auf ein Recht des einzelnen

hinaus, an dem von ihm gewählten Ort seiner berufliehcng
Betätigung bestmögliche Arbeitsbedingungen vorzufindeno

Wie senstige Faktoren im Niederlassungsbcreieh eines

Arztes muß auch die Zusammensetzung der Bevölkerung,

ihre berufliche Gliederung und die damit unter Umständen

verbundene besondere Art ihrer örtlichen Betreuung als

vorgegeben bei der Wahl des Niederlassungsörtes hinge—

nommen und in Rechnung gestellt werden, Solche Umstände

gefährden jedenfalls dann nicht die Freiheit der Berufs—

wahl, wenn ein die freiberufliche Betätigung anstrebender

1 .J ,1
..22..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_—22-' “„

Arzt auch ohne die Zulassung zur
ärztlichen Behandlung der

Knappschaftsversicherten und ihrer Angehörigen in der Bun—

desrcpublik überhaupt oder zum mindesten in dem Lande9 in

dem er sich niederzulassen wünscht, ein angemessenes Be—

tätigungsfeld finden kann° Das LSG hat in diesem Zusammen—

hang auf die allgemeinen Verhältnisse in der Bundesrepublik

abgestellt und auf das Verhältnis der Knappsehaftsversicher—

ten (rdo 1 400 000 Pflichtmitglicder) zu den Pflichtmit—
gliedern der RVG—Kassen (rdo 20 500 000) verwieseno Daß

sich das LSG bei den von ihm verwerteten Zahlen auf die

"Arbeits— und sozialstatistischen Mitteilungen 1960" —
und nicht auf ein Gutachten, wie es die Revision für er—

forderlich hält — gestützt hat, ist verfahrensrechtlich

nicht zu beanstanden; in diesem Zusammenhang genügt ein

summarischer Vergleich° Selbst wenn aber davon ausgegangen

wird, daß es für die Frage, ob eine freiberufliehe Betä—

tigung als Arzt mit einer angemessenen Chance wirtschaft—

lichen Erfolges auch ohne die Zulassung zur knappechaft„-

ärztlichen Versorgung möglich ist9 nicht auf die Verhält—

nisse in der Bundesrepublik überhaupt, sondern in dem je—

weiligen Land — hier: dem Lande Nordrhein—Westfalen — an—
kommt, ist der vom LSG gezogene Schluß gerechtfertigt9 daß

die Freiheit der Berufswahl des Klägers nicht beeinträch—

tigt ist„ Es steht außer Zweifel, daß das Land Nordrhein—

Westfalen außerhalb der bergbaulichen Ballungszentren ge—

nügend Niederlassungsmöglichkeiten an Orten bietet‚ in de—

nen nieht ein großer Teil der Bevölkerung von der Knapp—

schaftsversicherung erfaßt ist°

Berührt demnach das bei der beklagten Ruhrknappschaft ge-
übte Sprengelarztsystem mit seiner Ausschlußwirkung für

die hieran nicht beteiligten Ärzte nicht die Freiheit der'

Berufswahl dieser Ärzte‚ so vermag jeder sachliche Grund
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die mit diesem System verbundenen Begrenzungen der Be—

rufsausübung zu rechtfertigen (vgl° BVerfG im Chefarzt—

Urteil, Sozialgerichtsbarkeit 1963, Sonderausgabe 8022—25),

Selbst wenn sich dieser "sachliche Grund" als "vernünftige

Erwägung 995-925583Y99l51 darstellen müßte (so ursprünglich

wohl strenger BVerfG im Apotheken—Urteil, BVerfG 7, 377,

405; im Chefarzt—Eeschluß aaO S° 25 — wird beides offenbar

gleichgesetzt), wäre der Ausschluß der nicht zu Knappsehafts—

ürzten bestellten Ärzte von der ärztlichen Versorgung der

gelzrzts7stem ermöglicht dem Versieherungsträger, für

die rehandlung der Knappschaftsversioherten Ärzte auszu-

wählen, die in der Behandlung von typischen Gesundheits—

sehäden im Bergbau — häufig infolge früherer Tätigkeit in

Knappschaftslrenkenhüusern — besonders erfahren sind„ Wo

dieser Cesichts;unkt zurücktritt — etwa bei der Eehandlung

der Familienangehörigen der Knappsehaftsversieherten —, ‘
rechtfertigt sich das Sprengelarztsystem auch durch den

Verzug einer unkomplizierten, raschen Abrechnung mit we—„

nigen Ärzten° Demnach kann der Kläger seinen Zulassungs—

ansprueh nicht aus der Grundrechtsverbürgung des Arto 12

Abs, 1 GG herleiten° ' ; [

Das gleiche gilt von seiner Berufung auf den allgemeinen

Gleichheitssatz (Art° 5 Abs° 1 GG)„ Die ungleiche Behand—
lung freiberuflicher Ärzte in der Frage der Zulassung zur
kassenärztliehen Versorgung und zur knappschaftsärztlichen

Versorgung läßt sich mit der schon dargelegten unterschied—

lichen Bedeutung der beiden Arten ärztlicher Tätigkeit für

die Berufsausübung begründen, Muß die Zulassung zur kassen—

ärztlichen Versorgung als regelmäßig entscheidende Voraus—

setzung für eine freiberufliehe Betätigung als Arzt angesehen

M
;.

!
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ä
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werden, so kann das für die Zulassung als Knappschaftsarzt

nicht in Anspruch genommen werdeno Demnach sind die Erw

schwcrnisse auf dem Wege zur Zulassung als Knappschafts—

arzt verfassungsrcchtlich unbedenklicho

Der Kläger hat somit keinen Anspruch auf Zulassung zur

knappscheftsärztlichcn Versorgungo Seine Revision war

demnach als unbegründet zurückzuweiscn°

Die Kostenentseheidung beruht auf 5 193 Abso 1 und 4 SGGO

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

